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der angewandten Forschung
nd Entwicklung erhalten nach

uem Willen des Schulrates die
Kerntechnik, die Materialwis-

~J^J>chule im Dienste der Wirtschaft

senschaft, die Strahlenmedizin
und -biologie, die energiebezogene

Umweltforschung und
neue Technologien besonderes

Gewicht. Die Annexanstalt soll

eng mit den Hochschulen, der
Wirtschaft und den staatlichen
Stellen zusammenarbeiten.

Nachdenken nicht vorgesehen
J^A nalyse der SP Kanton St. Gallen

Kl,eihÄrbeitsgrupPe «Bildung &

GaU ^ SP des Kantons St-

Ue h lm vergangenen
demi eine Br<>schüre unter
eroh <<Schule im Wandel»

w-bettet. Sie ist eine Reaktion
J eine gleichlautende Publi-

hu„^des SL Galler Erzie-
VonSS(ieP_artementes. Anhand
ZeiJÜnj Beiträgen wird aufge-
tisch

W,e das herrschende poli-
(Ra

e System gewisse Inhalte
Musr'i?mus' Vmwelterziehung,
zu Slku"terrichtj davon abhält,
zu S,mtralen Bildungsinhalten
Zeje,erden- Anderseits wird ge-
Inhn'i, Wle flexibel bei anderen

ford d'e Schule aufdie An~

r^gieT8T der Wirtschaft
for^:,2™ Beispiel: die
InText hr' nachfolgende
blem %asst s'ch mit dieser Pro-
xj..maftk.

SP v
mem Postulat wollte der

vom fintonsrat Walter Fuchs
rieht fglerungsrat einen Be-
der p-

die Auswirkungen
Techn hrung der neuen
Schule0 °glen auf Schüler und
stände' glng also wohlver-
Welter k'Cht wie bei der Urning

e;ng um die Einfüh-
tes Tl!fes neuen Bildungsinhal-
standte ,°rmatik ist län§st
Bestem, „

Unseres Bildungssy-
eine 8efVfVOrden' ohne dass je
stattoef !ntllche Diskussion
dassierdxen hätte und ohne
rnok ^Mög'ichkeit einer de-

seitens h u" Mitbestimmung
»*^er^e,tr°ffenengegeben
aueh del nlz uvermeldet denn

<<Mittelschnr am SchluSS:
düngssSUlen' Lehrerbil-

«sstatten und Berufsschulen

haben auf die Herausforderungen
der technologischen

Entwickung rechtzeitig reagiert
und ihre Unterrichtsprogramme

angepasst.» Der Satz
entlarvt seine Autoren: Kein
Schulsystem reagiert auf
irgendwelche Herausforderungen,

sondern auf die klar umris-
senen Bedürfnisse der sich
wandelnden Wirtschaft. Das
Schulsystem soll heute die Akzeptanz
für einen technologischen Wandel

schaffen, der sich, soweit
das heute absehbar ist, lediglich
auf die Unternehmerprofite
positiv auswirken wird. Und das
Schulsystem soll einen Teil der
Jugendlichen mit dem nötigen
Rüstzeug für eine sich wandelnde

Arbeitswelt versehen.
Dass das erste wichtiger ist als
das zweite, steht natürlich nicht
im Bericht des Regierungsrates.
Vor allem in der Diskussion um
die Anwendung des Computers
in der Volksschule darf nicht
vergessen werden: Wer später
in seinem Beruf selbständig und
«kreativ» mit elektronischer
Datenverarbeitung zu tun hat,
dem nützen die «Informatik-
Schnellbleichen» herzlich
wenig. Wer jedoch wie die breite
Masse der Beschäftigten EDV-
Anwender/in wird, benötigt
keine weitergehenden Kenntnisse,

weil sich die neuen Technologien

nur dann auf breiter
Front durchsetzen werden,
wenn sie in hohem Masse
benutzerfreundlich sind.
Computer-Fachleute sprechen schon
heute davon, dass uns die nächste

Computer-Generation von

der «Sklaverei des Keyboards»
befreien werden, indem Computer

natürliche Sprache in
Wort und Schrift verstehen
werden.
Dass der Bericht im entscheidenden

Punkt mangelhaft ist,
ist kein Zufall: Handelte es sich
um eine Prüfung, so müsste an
den Rand der Kommentar
«Frage nicht beantwortet, Note
3'/2» gesetzt werden. Im
Bereich der Informatik wiederholt
sich ein klassisches Muster der
technischen Innovation im
System des Kapitalismus: Eine
neue Technik wird eingeführt,
mit dem Hinweis auf alle
segensreichen Auswirkungen
gesamtgesellschaftlich durchgesetzt,

und das Nach-Denken
über die tatsächlichen Auswirkungen

erfolgt, wie schon der
Name sagt, nachher. Das war
so in der industriellen Revolution

des 18. Jahrhunderts, das

war so bei Autos und
Autobahnbau, das war so bei der
Atomenergie, und das dürfte
auch bei der Gentechnologie
nicht anders herauskommen.
Mit dieser Einschätzung soll
keinesfalls einer undifferenzierten

«grünen» Technologie- und
Industrialismuskritik das Wort
geredet werden. Es ist
unbestritten, dass die gewaltige
Entwicklung der Produktivkräfte
in den vergangenen Jahrhunderten

die Lebensbedingungen
sehr vieler Menschen entschieden

verbessert hat. Es ist aber
ebenso klar, dass diese
Entwicklung die Lebensbedingungen

von noch mehr Menschen
7



nicht verbessert hat und dass
das technologische Dreigestirn

«Atomtechnologie-Computertechnologie-Gentechnologie»

im Begriffe ist, die
Lebensbedingungen aller Menschen zu
verschlechtern.
Eine genauere Betrachtung des
Informatik-Berichts der St. Galler

Regierung zeigt denn auch
deutlich, wie wenig dieses
Nachdenken über gesamtgesellschaftliche

Zusammenhänge
gewünscht wird. Informatik, so
heisst es im Bericht, sei ein
schwieriges Fach, das viel
Übung und Ausdauer verlange.
Informatik wird hier also
gleichgesetzt mit der Einführung in
den Gebrauch des Computers.
Dass dies keinesfalls so sein
muss, bestätigen heute
anerkannte Informatik-Fachleute.
Folgte mann und frau der
Argumentation des Berichts, so
könnte zum Beispiel über
Abrüstungsfragen nur diskutieren,
wer zuerst gelernt hat, eine
Atombombe zu basteln. Ein
Informatikkurs an der Pädagogischen

Hochschule (PH), so der
Bericht weiter, bestand aus einer
Einführung in das Programmieren

mit BASIC, nachgedacht
wurde nicht. Der Fortsetzungskurs

umfasste drei verschiedene
Programmiersprachen (LOGO,
BASIC und PASCAL), nachgedacht

wurde nicht. Der Entwurf
eines künftigen Lehrplans sieht
als Grundausbildung vor: Einsatz

und Benützung von
Computersystemen, Anwendung
von Programmen, Textverarbeitung,

Einführung in eine
Programmiersprache;
Nachdenken ist im Lehrplan nicht
vorgesehen. In der Lehrerausbildung

steht an erster Stelle die
Programmiersprache, an zweiter

der Computereinsatz, an
dritter die neuen Medien.
Nachdenken ist erst ab 1987 vorgesehen

und in das Fach «Lebenskunde»

verwiesen.
Im folgenden sollen noch diejenigen

Stellen des Berichts genauer
betrachtet werden, die sich ex¬

plizit mit der gesellschaftlichen
Dimension der Informatik
befassen. Sie sind rar, aber um so
bedeutsamer:

- Technologischer Wandel wird
einerseits als etwas dargestellt,
das es immer gegeben habe,
andererseits wird angedeutet, dass
die Einführung des Computers
durch das Tempo des Wandels
etwas qualitativ Neues darstellt.
Dieser Widerspruch wird aber
weder aufgelöst noch wird er
irgendwo weiter thematisiert.
- Der technologische Wandel,
so wird im Bericht angedeutet,
dürfte positive Auswirkungen
haben. Worin diese bestehen
könnten, sucht man jedoch
vergeblich. Oder soll etwa die
«Schülerbewirtschaftung» und
die computergestützte Benotung

zum entscheidenden
Fortschritt im Lehrerberuf werden?
Ist eine Bücher- und Foto- oder
Schallplattendatei tatsächlich
«eine sinnvolle Freizeitgestaltung»,

wie der Bericht meint?
Was soll die Hoffnung, «dass
Erziehungsaufgaben, Aktivitäten

im musischen Bereich und
anderes mehr dank grösserer
Freizeit wieder vermehrt von der
Familie übernommen werden
können», wenn derselbe
Regierungsrat, der das geschrieben
hat, nicht einmal für die schrittweise

Realisierung der
40-Stunden-Woche ist? Soll mit dem
«computergestützten Lernen»
jetzt noch einmal der alte Traum
vom «Nürnburger Trichter»
geträumt werden, der sich schon
beim Sprachlabor gründlich
zerschlagen hat?
- Im Schlussabschnitt des
Berichts heisst es, der Auftrag der
Schulen orientiere sich nicht nur
an der technischen Bewältigung
des Computers, ebenso grosse
Bedeutung komme «den
individuellen und gesellschaftlichen
Auswirkungen» der Computertechnik

zu. Diese Bemerkung
muss angesichts des völligen
Fehlens einer solchen
Auseinandersetzung als geradezu zynisch
bezeichnet werden.

Kein Wort im Bericht von der

«Sogwirkung des Bildschirms»
(Suchtaspekt des Computers)-
Kein Wort von der militärischen
Dimension (SDI-Programm als

Hauptanstoss zur nächsten
Computergeneration). Kein
Wort von den beschäftigungspolitischen

Auswirkungen der

elektronischen Revolution (Zerfall

der Gesellschaft in Arbeitende
und Nicht-Arbeitende, soziale

Folgen einer massiv wachsenden

Arbeitslosigkeit). Kein
Wort von den Gefahren einer
totalen Infomationsgesellschaft-
Nichts von den Auswirkungen
des binären Denkens au1

menschliche Werte und Gefühle.

Nichts von den Gefahren der

vernetzten Datenbanken («der
gläserne Mensch»). Nichts von
den Gefahren der Potenzierung
menschlicher Fehler durch
Computersysteme (Atomkrieg
durch Zufall, Unfälle mit
atomaren Waffen, Systemzusammenbrüche).

Nichts von den
Interessen der Computerindustrie
und den in diesem Bereich tätigen

Firmen, ihre Geräte massenweise

abzusetzen («Anfixen''
von Schülerinnen und

Schülern), kein Wort von den

auffallend grosszügigen Vergä'
bungsprogrammen gewisser

Computerfirmen an öffentliche
Schulen. Nichts von alledem-
Sondern nur der treuherzige
Satz, dass die Erkenntnis, def

Mensch müsse die Maschine be'

herrschen, «bei jeglicher M'
wendung von Computern im Be'

reich des Unterrichts immer wie'
der in Erinnerung zu rufen sei»-

Wie soll die Schule auf die
Tatsache reagieren, dass der CoiU'
puter im Berufs- und Alltagsle'
ben immer mehr zur Tatsache
wird? Soll in der Schule ein

Computerführerschein $
Zeugnis für die Zukunft erworben

und damit die Fähigkeit-
den Computer nutzen zu
können, als vierte Kulturtechnik
neben dem Lesen, Schreiben und

Rechnen anerkannt werden-
Verschiedene Wissenschaft



sind nicht der Ansicht, dass die
Anwendung und Beherrschung

es Computers eine neue
Kulturtechnik sei; es handle sich
lediglich um die konkrete
Ausgestaltung der formalen Logik und
<<dle Anwendung der dabei
^eckmässigen Methoden auf

en Umgang mit Daten und
rogrammen. Wo da eine vierte

^ulturtechnik vorliegt, bleibt
Unerfindlich.» (Gergeley)

modernen Informantder

Konne,Chnik wird ein" uralter

ver f
m der Schule 'ediglich

starkt, nämlich der Wider¬

spruch von instrumentell-tech-
nischer Bildung und humanistischer

Bildung. Die eine Bildung
prägt und fördert das mechanische

Denken, die andere das
nicht-mechanische Denken, das
Lernen mit allen Sinnen. Dieses
labile Gleichgewicht darf nicht
weiter zugunsten des mechanischen

Denkens bzw. logisch-abstrakter

Fähigkeiten verändert
werden. Wer die Informatik in
der Schule einführen will, müsste

sich über dieses grundsätzliche
Verhältnis der beiden

Bildungsrichtungen aussprechen.
Das heisst: Wenn die technisch-
instrumentelle Bildung durch

Einführung der Informatik in
der Schule gefördert wird, müsste

zwangsläufig gesagt werden,
wie dann die humane Bildung
auf der andern Seite gefördert
wird. Von all dem ist im Bericht
natürlich nicht die Rede. Um so
deutlicher muss deshalb von
unserer Seite betont werden, dass

man nicht das Anwendungs-
Know-how fördern kann, um es

dann einem Fach wie Lebenskunde

zu überlassen, die
Auswirkungen des Computers zu
thematisieren. Die handwerkliche

und musische Betätigung ist
also nicht einzuschränken,
sondern im Gegenteil auszubauen.

Jle s7dc-
-^ff^muss den A usstieg aus der A tomenergie vorbereiten

Wir können, wenn wir wollen
J>n Elmar Ledergerber, Walter Ott und Friedrich Wolfart

ne
V,erßangenen Sommer hat der Parteitag der SPS beschlossen, ei-

Zwh 've zum Ausstieg aus der Atomenergie zu lancieren. In-
Ausrn *äuf' d'e Unterschriftensammlung auf Hochtouren. Ein
ZUsr'eS ^Sl Fortschreibung der gegenwärtigen «energiepolitischen
unaüpde>> aoer ist mcnt m°glich. Elmar Ledergerber, Walter Ott
S;e r'edrich Wolfart haben eine «Ausstiegs-Studie» erarbeitet,
in a f

VOn der «Berner Zeitung» dem Büro «infras» in Zürich
rne J ag gegeben. Für das Initiativkomitee wurde eine Zusam-
ln Jassung erstellt, die wir hier publizieren. Sie zeigt den Weg, der
Um n,,f,Senössischen Energiepolitik beschritten werden könnte,
es ; u

er Atomenergie auszusteigen. Die Autoren betonen, dass

denkh
Um e'ne mögliche Variante handelt. Es sind auch andere

nach i°r e ^^ und 'nre Mitglieder tun gut daran, sich in den

l'gen
Bn ^"hren intensiv mit energiepolitischen Fragen zu beschäf-

enerpVOr a"ew muss für den Abstimmungskampf das notwendige
D;e

s Politische Rüstzeug erarbeitet werden. Wissen macht sicher.

moBr üdie ist im Buchhandel erhältlich: «Der Ausstieg ist
S'tcn», veriag Rüegger, Grüsch 1986.

'• Einle

ausrd^fA?aCh einem Ausstieg
seh» ,Atomenergie mit ihren
WuVrT kalkulierbaren Risiken

ume nach der Katastrophe von
VeSfl^by''auter denn je. Ein
wXht,auf die Atomenergie,e mn das Initiativkomitee fürn Zustieg aus der Atomener¬

gie durch eine Volksinitiative
fordert, wird von einem Grossteil

der Bevölkerung befürwortet,

wenn damit keine leichtfertigen

Risiken für Arbeitsplätze,
Wirtschaft und Wohlstand
verbunden sind. Dagegen behaupten

Vertreter der Elektrizitätswirtschaft,

ein solcher Verzicht
hätte für die Schweiz weitreichende

negative Folgen.

Vor diesem Hintergrund
entstand eine Studie, die nach
heutigem Wissensstand und frei von
Zweckpessimismus aufzeigt,
welche Handlungsspielräume
einer Ausstiegspolitik offenstehen.

Die Studie wurde im Auftrag

der «Berner Zeitung»
erstellt. Sie basiert unter anderem
auf Arbeiten, die im
Zusammenhang mit der Abstimmung
über die Atom- und Energieinitiative

1984 erarbeitet worden
sind. Die vorliegende
Zusammenfassung enthält die
wesentlichsten Ergebnisse der Studie.
Dabei müssen die folgenden
Einschränkungen mitberücksichtigt

werden:

- Die dargestellte, als möglich
erachtete Entwicklung ist als

sogenanntes Szenario zu verstehen.

Das ist keine Prognose,
sondern eine Wenn-dann-Aus-
sage; der Ausstieg wird dann
möglich, wenn die dazu notwendigen

politischen Instrumente
auch geschaffen und die
vorgeschlagenen Massnahmen ergriffen

werden.
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